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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 25.
Juli 2000 aufgehoben und die Klage abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu er-statten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der KlÃ¤ger an einer Berufskrankheit (BK)
der Nr. 2103 der Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung (BKVO) â��
Erkrankungen durch ErschÃ¼tterung bei Arbeit mit Druckluftwerkzeugen oder
gleichartig wirkenden Werkzeu-gen oder Maschinen â�� leidet.

Der 1934 geborene KlÃ¤ger war als Lehrling, Arbeitnehmer und Gesellschafter von
1950 bis 31.12.1988 bei der Firma E. und D. in S. als Metallgravierer beschÃ¤ftigt.
Anschlie-Ã�end war er bis 1995 als SelbststÃ¤ndiger tÃ¤tig. Seitdem bezieht er
BerufsunfÃ¤higkeits-renten von der A. und von der LVA WÃ¼rttemberg (Bescheid
vom 20.10.1995).
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Am 31.05.1995 wies er die Beklagte auf seine Beschwerden an den HÃ¤nden und
der HalswirbelsÃ¤ule hin. Die Beklagte veranlasste daraufhin u. a. eine
Begutachtung durch Prof. Dr. R., Chirurg in S â�¦ Der Gutachter fÃ¼hrte unter dem
07.06.1996 aus, der KlÃ¤ger leide an einer Rhizarthrose beider Daumen, einer
Arthrose der angrenzenden Metacar-po-carpal-Gelenke mit funktioneller
EinschrÃ¤nkung und Herabsetzung der groben Kraft sowie an rezidivierenden
ReizzustÃ¤nden im Bereich der HalswirbelsÃ¤ule (HWS). Die berufliche TÃ¤tigkeit
sei nach Anamnese und den durchgefÃ¼hrten Erhebungen alleinige Ursache dieser
Befunde. Bei frÃ¼her ausgefÃ¼hrten ganztÃ¤gigen Arbeiten an der Gravier-
maschine oder KopierfrÃ¤smaschine sowie bei nachfolgender Handarbeit sei eine
erheb-liche Kraftaufwendung im Festhalten der GegenstÃ¤nde erforderlich
gewesen. Zu disku-tieren seien die BKn der Nrn. 2103 und 2104 (Vibrationsbedingte
DurchblutungsstÃ¶run-gen an den HÃ¤nden, die zur Unterlassung aller TÃ¤tigkeiten
gezwungen haben, die fÃ¼r die Entstehung, die Verschlimmerung oder das
Wiederaufleben der Krankheit ursÃ¤ch-lich waren oder sein kÃ¶nnen). Beides sei in
der Beschreibung nicht eindeutig tÃ¤tigkeits-bezogen. FÃ¼r PressluftschÃ¤den
fehle eigentlich der typische Vorgang, wÃ¤hrend fÃ¼r Vib-rationsschÃ¤den der
Arbeitsvorgang zumindest teilweise zutreffe, sich aber die Klinik hierzu nicht
eindeutig darstelle. Somit sei die Betonung doch mehr auf die BK Nr. 2103 zu legen,
da GelenkverÃ¤nderungen (Arthrose) nachweisbar seien und entsprechende
subjektive Beschwerden und funktionelle AusfÃ¤lle auslÃ¶sten. Nach den jetzt
vorliegen-den Befunden sei eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 20
vom Hundert (v. H.) anzunehmen. Hierzu forderte die Staatliche GewerbeÃ¤rztin Dr.
G. in ihrem Gutachten vom 09.08.1996 eine Stellungnahme des Technischen
Aufsichtsbeamten (TAB) zur Frage, ob die haf-tungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t fÃ¼r
eine BK der Nr. 2103 gegeben sei. Nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers fÃ¼hrte TAB Dr.
S. in seiner Stellungnahme vom 23.10.1996 abschlieÃ�end aus, aufgrund der hohen
Anpresskraft der rechten Hand um den FÃ¼hrungsbolzen des Pantographen Ã¼ber
einen langen Zeitraum von tÃ¤glich sechs und mehr Stunden sei es zu einer
Krampfhaltung gekommen, die wohl zwangslÃ¤ufig eine DurchblutungsstÃ¶rung in
der rechten Hand zur Folge haben mÃ¼sse. Diese TÃ¤tigkeit sei Ã¼ber Jahrzehnte
hin-weg ausgefÃ¼hrt worden. Als gesundheitlich ebenfalls kritisch sei die
gebÃ¼ckte Arbeits-haltung zu bewerten, die bei Arbeiten an den Maschinen
eingenommen werden mÃ¼sse. Daraufhin schlug Dr. G. unter dem 19.11.1996 die
Anerkennung einer BK der Nr. 2103 mit einer MdE um 20 v. H. vor. In ihrem
weiteren Schreiben vom 19.11.1996 hielt sie alternativ die Diskussion einer BK nach
Â§ 551 Abs. 2 Reichsversicherungsordnung (RVO) fÃ¼r erforderlich, nachdem
sowohl der Gutachter als auch der TAB zu der Auffas-sung gelangt seien, dass die
Erkrankung berufsbedingt sei. Daraufhin holte die Beklagte die weitere
Stellungnahme ihres Technischen Aufsichts-dienstes (TAD) vom 31.07.1997 ein, in
der es hieÃ�, der KlÃ¤ger habe Jahrzehnte an ei-ner KopierfrÃ¤smaschine und einer
Graviermaschine gearbeitet. Nach den Messungen des BIA (=
Berufsgenossenschaftliches Institut fÃ¼r Arbeitssicherheit in St. Augustin) wirkten
diese gleichartig wie Pressluftwerkzeuge im Sinne der BK Nr. 2103. Die arbeits-
technischen Voraussetzungen hÃ¤tten aber selbst bei einer TÃ¤tigkeit von acht
Stunden tÃ¤glich an der am stÃ¤rksten vibrierenden Maschine, der
KopierfrÃ¤smaschine, nicht er-bracht werden kÃ¶nnen. Die Vibrationsbelastung
beziehe sich auf den Tag, nicht auf die Lebensarbeitszeit (Gegensatz zu
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Belastungsdosis bei WirbelsÃ¤ulenerkrankungen). Der Beurteilungs-SchwingstÃ¤rke-
Grenzwert Kr = 16,2 gelte sowohl fÃ¼r Hand-Arm-Vibrationen als auch fÃ¼r
GanzkÃ¶rpervibrationen. Werde die Beurteilungs-SchwingstÃ¤rke Kr = 16,2 nicht
Ã¼berschritten (hier: 6,1), sei im allgemeinen mit bleibenden Gesund-
heitsschÃ¤den nicht zu rechnen. Dem lag ein Bericht Ã¼ber die Arbeitsplatzanalyse
vom 21.07.1997 zu Grunde, an der sich der KlÃ¤ger, eine Versuchsperson, TAB Dr.
S. sowie Mitarbeiter des BIA K. (Messingenieur) und S. (Messtechniker) beteiligt
hatten. Darauf-hin revidierte Dr. G. in ihrem Schreiben vom 29.08.1997 ihre
gewerbeÃ¤rztliche Beurtei-lung vom 19.11.1996 und schlug mangels
haftungsbegrÃ¼ndender KausalitÃ¤t keine BK zur Anerkennung vor.
DemgegenÃ¼ber fÃ¼hrte Prof. Dr. R. in seinem Schreiben vom 14.10.1997 aus, die
Vibra-tionsanalyse bei den verschiedenen Verfahren sei beim Gravieren eines
Messingschil-des gewonnen worden. Der KlÃ¤ger habe aber bei Erhebung der
Anamnese darauf hin-gewiesen, dass zunehmend von Messing bis zu Stahl beim
Gravieren eine zunehmen-de Kraftanwendung notwendig sei. Auf diesem Gebiet
seien umfassende Erkenntnisse derzeit noch nicht gegeben, wahrscheinlich auch
begrÃ¼ndet durch die relativ geringe Anzahl der zur Begutachtung anstehenden
VerlÃ¤ufe. Es wÃ¤re wohl so, dass ein Arbei-ter, der Ã¼ber zwei Jahre Ã¼ber der
angegebenen Richtzahl liege, durchaus die Anerken-nung einer BK der Nr. 2103
erhalten kÃ¶nne, wÃ¤hrend der Ã¼ber einen groÃ�en Zeitraum Arbeitende damit
praktisch leer ausgehe. Dies sei ihm aus medizinischen GrÃ¼nden nicht
einleuchtend. Er wÃ¼rde deshalb doch bejahen, dass EntschÃ¤digungsansprÃ¼che
nach Â§ 551 Abs. 2 RVO bzw. Â§ 9 Abs. 2 Sozialgesetzbuch (SGB VII) bestÃ¼nden,
da nach dem klinischen und rÃ¶ntgenologischen Bild auch weiterhin von einer
beruflichen Verursa-chung des Krankheitsbildes ausgegangen werden mÃ¼sse.
Hierzu teilte der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften auf
Anfrage der Beklagten mit Schreiben vom 17.12.1997 mit, dass hier zwar eine
ganze Reihe von Fingergelenksarthrosen, Rhizarthrosen,
Daumensattelgelenksarthrosen u. Ã¤. gemeldet seien, die auf die
unterschiedlichsten Einwirkungen und TÃ¤tigkeiten zurÃ¼ckgefÃ¼hrt wÃ¼r-den.
Anerkennungen im Rahmen des Â§ 9 Abs. 2 SGB VII seien jedoch bisher nicht er-
folgt. Nach Kenntnisstand des Verbandes habe sich der Ã�rztliche
SachverstÃ¤ndigenbei-rat, Sektion "Berufskrankheiten" bisher nicht mit der Frage
befasst, ob bestimmte Per-sonengruppen durch ihre berufliche TÃ¤tigkeit in
erheblich hÃ¶herem Grade als die Ã¼brige BevÃ¶lkerung der Gefahr ausgesetzt
seien, an Rhizarthrosen u. Ã¤. zu erkranken. Eine PrÃ¼fung dieser Fallgestaltung
sei derzeitigem Kenntnisstand nach vom SachverstÃ¤ndi-genbeirat auch nicht
beabsichtigt.

Mit Bescheid vom 24.11.1998 verneinte die Beklagte das Vorliegen einer BK nach 
Â§ 9 SGB VII, die Erkrankungen kÃ¶nnten auch nicht nach Â§ 9 Abs. 2 SGB VII wie
eine BK als Versicherungsfall anerkannt werden. Dabei wurden hinsichtlich einer BK
der Nr. 2103 das Vorliegen der arbeitstechnischen Voraussetzungen verneint,
bezÃ¼glich von BKn der Nrn. 2101 und 2104 wurden entsprechende
Krankheitsbilder verneint. Eine Anerken-nung nach Â§ 9 Abs. 2 SGB VII wurde
mangels gesicherter medizinisch-wissenschaft-licher Erkenntnisse abgelehnt. Der
Widerspruch des KlÃ¤gers blieb erfolglos (Wider-spruchsbescheid vom 31.08.1999).
Gegen diesen Bescheid erhob der KlÃ¤ger am 08.09.1999 Klage beim Sozialgericht
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Stuttgart (SG). Das SG holte von Amts wegen von Prof. Dr. K., Leiter des Instituts
fÃ¼r Arbeits- und Sozialmedizin an der UniversitÃ¤t M., das zusammen mit Prof. Dr.
D. erstat-tete Gutachten vom 06.12.1999 ein. Darin wurde das Vorliegen von
Berufskrankheiten der Nrn. 2101, 2103 und 2104 verneint. Der KlÃ¤ger leide nicht
an Erkrankungen der Sehnenscheiden oder des Sehnengleitgewebes sowie der
Sehnen- oder MuskelansÃ¤t-ze. Die berufliche TÃ¤tigkeit sei auch nicht durch hohe
Schwingungs-belastungen ge-kennzeichnet gewesen, auch entsprÃ¤chen die
Erkrankungen des KlÃ¤gers nicht den Symptomen und Merkmalen einer BK der Nr.
2103. BezÃ¼glich einer BK der Nr. 2104 fehlten sowohl die arbeitstechnischen als
auch die medizinischen Voraussetzungen. Aufgrund der Auskunft des
Hauptverbandes der Gewerblichen Berufsgenossenschaften lÃ¤gen auch die
Voraussetzungen fÃ¼r eine Leistung nach Â§ 9 Abs. 2 SGB VII nicht vor. Am
27.03.2000 wurde von Dr.-Ing. R. vom IngenieurbÃ¼ro fÃ¼r Ergonomie in F. (ibe)
eine Arbeitsplatzanalyse durchgefÃ¼hrt, an der Dr.-Biol. H., der KlÃ¤ger sowie der
zustÃ¤ndige Sachbearbeiter der Beklagten und der TAB Dr. S. mitwirkten. In deren
Auswertung fÃ¼hr-ten Prof. Dr. K./Prof. Dr. D. unter dem 04.05.2000 aus, auch
unter BerÃ¼cksichtigung der Angaben des KlÃ¤gers erhÃ¶he sich die vom IBA
ermittelte Beurteilungs-SchwingstÃ¤rke nur geringfÃ¼gig auf Kr = 7. Dieser
Belastungskennwert liege weit unterhalb der GefÃ¤hr-dungsbereiche fÃ¼r die BK-
Nrn. 2103 und 2104. Als Folge der ungesunden Haltung komme es zu muskulÃ¤ren
Verspannungen und ErmÃ¼dungen vorwiegend der groÃ�en Muskelgruppen.
Folgen solcher aus ergonomischer Sicht ungÃ¼nstiger KÃ¶rperhaltung kÃ¶nnten
sich jedoch nicht in den medizinischen Merkmalen der BK-Nrn. 2101, 2103 und 2104
Ã¤uÃ�ern.

Unter Aufhebung der angefochtenen Bescheide verurteilte das SG den Beklagten
durch Urteil vom 25.07.2000, dem KlÃ¤ger unter Anerkennung einer Rhizarthrose
beider Dau-men (rechts mehr als links), einer Arthrose der angrenzenden
Metacarpo-carpal-Gelenke mit funktioneller EinschrÃ¤nkung (links mehr als rechts)
und einer Herabsetzung der groben Kraft als Berufskrankheit nach Nr. 2103 der
Anlage 1 zur BKVO ab 01.05.1995 eine Erkrankungsrente unter Zugrundelegung
einer MdE in HÃ¶he von 20 v. H. zu gewÃ¤hren. Zur BegrÃ¼ndung wurde
ausgefÃ¼hrt, nach dem maÃ�geblichen Merkblatt zur BK Nr. 2103 kÃ¤men die dort
zu entschÃ¤digenden Erkrankungen bei Arbeiten mit bestimmten Werkzeugen oder
Maschinen vor, die rhythmische RÃ¼ckstoÃ�erschÃ¼tterun-gen oder schnelle
Vibrationen bei haltenden oder stÃ¼tzenden KÃ¶rperteilen bewirkten. Daher sei
davon auszugehen, dass die BK nach Nr. 2103 nicht auf erschÃ¼tterungsbe-dingte
Erkrankungen beschrÃ¤nkt sei, sondern auch vibrationsbedingte Erkrankungen
erfasse. Dabei komme es nicht darauf an, welche Schlagzahlen von den einzelnen
Ma-schinen ausgehen, sondern darauf, wie sich die von den Maschinen
ausgehenden Er-schÃ¼tterungen bzw. Vibrationen an den einzelnen KÃ¶rperteilen
auswirkten. So kÃ¶nne durchaus eine niedrigere Schlagzahl an einem grÃ¶Ã�eren
KÃ¶rperteil (beispielsweise am Ellenbogengelenk oder Schultergelenk) zu einer
hÃ¶heren Vibration fÃ¼hren als eine hÃ¶-here Schlagzahl an einem kleinen
KÃ¶rperteil (z. B. am Daumengelenk). Dieses physika-lische PhÃ¤nomen sei bei der
Anwendung der einzelnen BKn auf den jeweils zu ent-schÃ¤digenden Einzelfall zu
berÃ¼cksichtigen. Damit werde klar, dass im vorliegenden Fall auch die relativ
hohe Schlagzahl in HÃ¶he von 100 bis 150 Hz in der Lage gewesen sei, die beim
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KlÃ¤ger vorhandenen Erkrankungen am Daumengelenk zu verursachen. Wie dem
Gutachten von Prof. Dr. R. zu entnehmen sei, sei auch die haftungsausfÃ¼llen-de
KausalitÃ¤t gegeben.

Gegen das am 12.09.2000 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 10.10.2000
Berufung eingelegt mit der BegrÃ¼ndung, das vom SG eingeholte
SachverstÃ¤ndigengutachten komme nach ausfÃ¼hrlicher BegrÃ¼ndung gerade zu
der Feststellung, dass die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers nicht geeignet gewesen sei, eine
BK der Nr. 2103 zu verursachen. Das Merkblatt zu BK Nr. 2103, auf das sich das SG
stÃ¼tzte, habe keinen normativen Charak-ter und entspreche, verÃ¶ffentlicht 1963,
nicht mehr dem heutigen Stand der medizini-schen Wissenschaft. Insoweit sei Prof.
Dr. D. in der Zeitschrift ASU (33/1998) zum Er-gebnis gelangt, dass es gerade nicht
die hohen Frequenzen seien, die eine GefÃ¤hrdung im Sinne vorzeitiger
degenerativer VerÃ¤nderungen darstellten, sondern vielmehr vor-rangig die tiefen
Frequenzen (8 bis 50 Hz). Insoweit hÃ¤tten die Untersuchungen des IBA ergeben,
dass die tiefsten Frequenzen im Falle des KlÃ¤gers bei ca. 100 bis 150 Hz lÃ¤-gen.
Auch lasse das SG den ermittelten Kr-Wert von 7 unberÃ¼cksichtigt (vgl. Urteil des
LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 16.12.1998 â�� L 2 U 984/96). Bislang seien auch
nur Er-krankungen der Ellenbogengelenke und der Schulter-Arm-Gelenke bekannt
geworden. Wissenschaftliche Erkenntnisse hinsichtlich Fingergelenksarthrosen und
Rhizarthrosen lÃ¤gen nicht vor.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 25.07.2000 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er verweist hierzu auf die angefochtene Entscheidung und beantragt
gegebenenfalls die Einnahme eines Augenscheins in seiner Werkstatt sowie eine
Vernehmung des Gutachters Prof. Dr. R., der sich als einziger SachverstÃ¤ndiger
vor Ort Ã¼ber seine TÃ¤tig-keit vergewissert habe. Nicht verwertbar sei das
Gutachten von Prof. Dr. K., da sich dieser ohne verstÃ¤ndlichen Grund geweigert
habe, seine Arbeit in Augenschein zu nehmen.

Der Senat hat vom Bundesministerium fÃ¼r Arbeit- und Sozialordnung/Sektion
"Berufs-krankheiten" die Auskunft vom 08.03.2001 eingeholt. Darin heiÃ�t es, das
Merkblatt zur Erkrankung Nr. 2103 werde zur Zeit Ã¼berarbeitet. Soweit hierzu
neue medizinisch-wissenschaftliche Erkenntnisse gegenÃ¼ber dem Stand von 1963
vorliegen wÃ¼rden, wÃ¼rden diese in das Merkblatt eingearbeitet. Das Verfahren
sei noch nicht abgeschlos-sen. Ein Abschlusstermin kÃ¶nne nicht genannt werden.
Laut der vom Berichterstatter am 18.03.2003 ergÃ¤nzend eingeholten telefonischen
Auskunft ist das Verfahren noch nicht abgeschlossen ist. Dem Vorschlag der
Beklagten, das Verfahren solange ruhen zu lassen, ist der KlÃ¤ger
entgegengetreten. Er hat ergÃ¤nzend vorgetragen, die Kraft der Hand am
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Gravierge-genstand und die Andruckkraft seien bisher nicht gemessen worden. Das
Gutachten von Prof. Dr. K. sei wegen schwerer MÃ¤ngel unbrauchbar. Gem. Â§ 109
SGG werde be-antragt seine behandelnden Ã�rzte Dr. F.-O., S., Dr. B., F., und Prof.
Dr. R. zu hÃ¶ren.

Zur weiteren Darstellung des Tatbestandes wird auf die Akten der Beklagten, des
SG sowie des Senats Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig.
Berufungs-ausschlieÃ�ungsgrÃ¼nde gem. Â§ 144 SGG liegen nicht vor.

Die Berufung der Beklagten ist auch begrÃ¼ndet, denn die angefochtenen
Bescheide, mit denen sie es abgelehnt hat, beim KlÃ¤ger im Bereich der HÃ¤nde
bestehende Gesund-heitsstÃ¶rungen als Folge einer BK anzuerkennen und zu
entschÃ¤digen bzw. wie eine BK zu entschÃ¤digen sind rechtmÃ¤Ã�ig. Das
angefochtene Urteil des SG war daher auf-zuheben und die Klage abzuweisen.

Das SG hat in seinem angefochtenen Urteil die Rechtsgrundlagen fÃ¼r die
Feststellung einer BK nach den Vorschriften der RVO zutreffend dargelegt. Hierauf
nimmt der Senat gem. Â§ 153 Abs. 2 SGG Bezug. Danach setzt die Feststellung
einer BK grundsÃ¤tzlich voraus, dass beim Versicherten zum einen die sog.
arbeitstechnischen Voraussetzun-gen gegeben sind, d. h., dass er im Rahmen der
versicherten TÃ¤tigkeit schÃ¤digenden Einwirkungen im Sinne der BKVO ausgesetzt
gewesen ist, die geeignet sind, einen ent-sprechenden Gesundheitsschaden
herbeizufÃ¼hren (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t). Zum anderen muss ein
Zusammenhang zwischen der schÃ¤digenden Einwirkung und der Erkrankung
bestehen. Es muss danach ein dieser BK entsprechendes Krankheits-bild vorliegen
und dieses muss im Sinne der unfallrechtlichen KausalitÃ¤tslehre wesent-lich
ursÃ¤chlich oder mitursÃ¤chlich auf die belastende berufliche TÃ¤tigkeit
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen, wobei hinsichtlich des Kausalzusammenhangs
eine hinreichende Wahrscheinlichkeit ausreichend ist (haftungsausfÃ¼llende
KausalitÃ¤t).

Aus dem Dargelegten ergibt sich, dass nicht jede durch eine berufliche TÃ¤tigkeit
verur-sachte Erkrankung als BK anzuerkennen ist. Vielmehr muss es sich um
(definierte) TÃ¤-tigkeiten handeln, die eine IntensitÃ¤t erreichen, die generell
geeignet ist, ein entspre-chendes (definiertes) Krankheitsbild zu verursachen.
Zudem muss â�� im Einzelfall â�� die relevante berufliche TÃ¤tigkeit ein
entsprechendes Krankheitsbild verursacht haben. Zu-mindest am letzterem fehlt es
im vorliegenden Fall.

Dies entnimmt der Senat den AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. K. in
des-sen Gutachten vom 06.12.1999. Eine BK der Nr. 2103 betrifft nÃ¤mlich die
vorzeitige Ab-nÃ¼tzung der Ellenbogen-, Schultereck- und Unterarmdrehgelenke.
Dies entspricht der herrschenden medizinisch-wissenschaftlichen Lehrmeinung, auf
die immer abzustellen ist (vgl. SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin (S/M/V),

                               6 / 8

https://dejure.org/gesetze/SGG/109.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/109.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html


 

Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 6. Auflage, 1998, S. 1140; Mehrtens/Perlebach,
Die Berufskrankheitenverordnung, Stand Februar 2002, M 2103, S. 5). Erkenntnisse
darÃ¼ber, dass entsprechende berufli-che Belastungen auch geeignet sind,
Rhizarthrosen der Daumen und Arthrosen der angrenzenden Metacarpo-carpal-
Gelenke zu verursachen, gibt es nach dem derzeitigen Stand der herrschenden
medizinisch-wissenschaftlichen Lehrmeinung nicht, wie Prof. Dr. K./Prof. Dr. D.,
anerkannte SachverstÃ¤ndige auf dem Gebiet der BK Nr. 2103, dar-gelegt haben.
Dies sieht offensichtlich Prof. Dr. R. auch so, denn er hat in seiner Gut-
achtensergÃ¤nzung vom 14.10.1997 ausgefÃ¼hrt, dass auf diesem Gebiet
umfassende Erkenntnisse derzeit noch nicht gegeben seien, und deshalb eine
EntschÃ¤digung â�� au-Ã�erhalb der BK-Liste â�� nach Â§ 551 Abs. 2 RVO
vorgeschlagen.

Insbesondere fehlt es im vorliegenden Fall jedoch an den arbeitstechnischen Voraus-
setzungen. Die vom KlÃ¤ger verrichtete TÃ¤tigkeit war schon generell nicht
geeignet, eine Erkrankung im Sinne der BK Nr. 2103 zu verursachen. Wie der TAD
der Beklagten in seiner Stellungnahme vom 31.07.1997 fÃ¼r den Senat
nachvollziehbar und Ã¼berzeugend dargelegt hat, liegt der Richtwert fÃ¼r die
tÃ¤gliche Beurteilungs-SchwingstÃ¤rke Kr, ab dem eine GesundheitsgefÃ¤hrdung
anzunehmen ist, bei 16,2 (s. auch Urteil des 2. Se-nats des LSG vom 16.12.1998
â�� L 2 U 984/98). Nach der am 08.07.1997 im Beisein des KlÃ¤gers von dem BIA
durchgefÃ¼hrte Arbeitsplatz-Vibrationsanalyse liegt die Beurtei-lungs-
SchwingstÃ¤rke Kr aber maximal bei 10, also weit unter 16,2. Gegen die
zugrundeliegende Berechnung kann nicht eingewandt werden, wie Prof. Dr. R. dies
getan hat, dass bei der Vibrationsanalyse an der Graviermaschine beim Gravie-ren
eines Messingschildes gemessen worden ist und nicht beim Gravieren eines Stahls,
wie dies der KlÃ¤ger angegeben habe. Die Vibrationsanalyse fÃ¼r die wesentlich
stÃ¤rker belastende KopierfrÃ¤smaschine wurde nÃ¤mlich mit einer Pressform aus
Werkzeugstahl durchgefÃ¼hrt. Die dabei bewertete SchwingstÃ¤rke Keq ergab
einen HÃ¶chstwert von 7,9 +/- 2,0. FÃ¼r die Graviermaschine hingegen wurde ein
HÃ¶chstwert von 4,9 +/- 0,82 ermit-telt. Selbst wenn man nun davon ausgeht, dass
der KlÃ¤ger acht Stunden tÃ¤glich â�� und nicht nur wie angegeben vier Stunden
â�� an der KopierfrÃ¤smaschine gearbeitet hat bei einer SchwingungsstÃ¤rke von
7,9 +/- 2, ergibt dies nach den Berechnungen des TAD der Beklagten im Bericht
vom 31.07.1997 die Beurteilungs-SchwingstÃ¤rke von Kr = 10. Anhaltspunkte
dafÃ¼r, dass die Berechnung fehlerhaft ist, liegen nicht vor.

Zu einem Ã¤hnlichen Ergebnis gelangen Prof. Dr. K./Prof. Dr. D. in ihrer
ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 04.05.2000, die auf der Arbeitsplatzanalyse vom
27.03.2000 be-ruht. Darin weist der SachverstÃ¤ndige zunÃ¤chst darauf hin, dass
es zutreffe, dass eine zunehmende Ankoppelung der Hand an einem vibrierenden
Griff auch zu einer Zunah-me der Ã�bertragung der Schwingungsenergie auf das
Hand-Arm-System fÃ¼hre (damit ist der Vorwurf des KlÃ¤gers im Schriftsatz vom
15.06.2001, der SachverstÃ¤ndige be-rÃ¼cksichtige seine eigenen AusfÃ¼hrungen
nicht, widerlegt). Zutreffend ist zwar, dass der SachverstÃ¤ndige die Greifkraft der
Hand am Graviergegenstand und die Andruckskraft nicht gemessen, sondern sich
hierbei auf Werte der DIN-Norm V 45679 gestÃ¼tzt hat mit AnkopplungskrÃ¤ften
zwischen 80 bis 200 Newton (= 1 kg x m x s-2). DemgegenÃ¼ber wurde vom ibe
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beim Schruppen an der KopierfrÃ¤smaschine ein Andruck von max. 50 N ermittelt.
Ausgehend von seinen wesentlich hÃ¶heren Werten hat Prof. Dr. Konietzko unter
BerÃ¼cksichtigung des von TAD ermittelten Wertes der â�� durchschnittlichen â��
Beur-teilungs-SchwingstÃ¤rke von 6,1 einen solchen von Kr = 7 ermittelt. Damit
wird der erfor-derliche Grenzwert von Kr = 16,2 nicht Ã¼berschritten bzw. bei
weitem nicht erreicht.

Im Ã¼brigen hat der gerichtliche SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. K. in seinem Gutachten
vom 06.12.1999 auch darauf hingewiesen, dass die vom BIA erstellten
Frequenzanalysen ergeben hÃ¤tten, dass es sich bei der Schwingungsbelastung um
Frequenzen handle, deren tiefste Frequenzspitze bei etwa 100 bis 150 Hz liege.
Solche Frequenzen seien nicht geeignet, eine BK der Nr. 2103 zu verursachen. Dies
entspricht der herrschenden medizinisch-wissenschaftlichen Lehrmeinung (vergl.
S/M/V aaO: Schwingungen bis 50 Hz).

Neue medizinische Erkenntnisse, die eine EntschÃ¤digung wie eine BK gemÃ¤Ã� Â§
551 Abs. 2 RVO ermÃ¶glichten, liegen derzeit nicht vor.

Im Hinblick auf die Verneinung der arbeitstechnischen Voraussetzungen bedurfte es
keiner weiteren Beweiserhebung zum medizinischen Sachverhalt.

Nach alledem war zu erkennen wie geschehen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 16.06.2005

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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